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n-1'Jf1:t der Beilagen zu den' stenographisc:hen Protokollen des Nationalrates 

XIII. Gesetzgebungsperiode 

REPUBt.H{ ÖSTEt{RE~CH 6:r1/ A.B. 
zu ~Olf./J. 
Präs. am ___ .. ~_Q~ __ Ayg! 1972 

DER BUNDESMINISTER FÜR INNeRES 

21. 16.076/2-2/72 Wien, den 30. August 1972 

Zu der von den Abgeordneten Hobert \·jElSZ und Ge­

nossen in der Sitzung des Nationalrates vom 9. Juli 1972 
gestellten :\.'1f:r8.ge be-~reffend Erfüllu..'1g de~ Regierungs­

progr~mmes beehre ich mich nachstehendes mitzuteilen: 

A. 

1. Die Demokratisierung.aller Lebensbereiche er­

fordert einerseits ein ge~nd8rtes Verhältnis z\t;ischen 

den Repräsentanten des Staates lLl1d cl.erBevölkerung 1 ande­

rer8ei ts einen mor1'.]rnen Führu,':1gsstil. Sowohl im Außen­

als auch im Innenverhält.z:is soll die Ausübung von l'-1acht, 

die auf der verliehenen Funktion beruht, abgeba.ut werde]:!. 

:!)ie Autorität soll künftig auf der Pers0nlicP..keit und 

einer fUi:ldierten Aus- und Fortbildung beruhen. Im Tnnen-­
verhältnis soll der Untergebene zu einem ~chten Mit-· 

arbeiter 1:1erden. 

Aus diesem Grund wird bei der Schulung der Bedienste­

ten künftig besonrlzres Gew~cht auf Verstärkung der Aus­

bildung in Psychologie US\·I. gelegt werden. 

Die leitenden Beamten des Bundesministeriums für 
Inneres, der Bundespolizeibehörden und der Bundesgendarmerie 

\'lUrden im Laufe des Jahres 1971 in Seminaren üper Öffent­
lichkei tsarbei t u ... '1d über Verhalten bei Fernsehintervie\'ls 

geschult. Vor allem aber fanden im Dezember 1971 lmd im 

Jänner 1972 für 125 leitende Beamte des ho. Ressorts 
Führungskräfteseminare statt, bei denen sie m:: t 11ethoden 

des modernen Hanagements vertraut gemacht \tlUrden. Für Ende 

September 1972 ist in Zusam..rnenarbei t mit dem Institut für 

moderne Industr.i.eführune; der Vereinigung österreichi.scher 
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Indl~.strieller ein Heinungsaustausch übe:( z\'[ecl~mäDige 

Hanagementrnethoden in der Ver'waltung vori;sseh8n, zu der ich 

die Sektions- und Gruppenleiter des Bunde!'":mint[~teriums für 

Inneres sowie den Polizeipräsidenten 1 den Pulizeivi~epräsi­

denten und den Generalinspek·:or der Sicherhej.tmvache von 

Wien eingeladen habe. Ich erhoffe mir hiev0n Initiativen 

für eincm auf der Delegation von Verantworv . .ui.~ beruhenden 

modsrnen Führungsstil, d<=;r auch die Kreati vi tät der P'3arnten­

schaft vJeiterhin zu befrucht8n u.nd zu stärken vermag. 

2~ Hit 1. Jänner 1972 vlUrde für a12e Kanzleistellen des 

Bundesministeriums für Inneres .~~~~}L~2~e K~12LdDun& 
in Kraft gesetzt. l·L.YJ.stelle von Iu)hr8ren u.rnfc<:o.greichsn 

:!?Iüchern wird nW1mehr ei2.l'i Protolwlll{ar-cei ge:f:'ührt. Diese 

nf;ue Kanzlei<?rdnung hat sich bisher be't'lährt. Sie führt zu 

ej nem einfacheren, rascheren und zuverläss:Lger-en Auffinden der 

Akten. 
Außerdem \'lUrde Ende des .. Tahres 1971 mit einer ulüü=G.'igrei­

ehen Aktion ZUl."" Skartierung alter Akten begonnen. Falls nötig 

werdAn diese vor ihrer Vernichtung mi1\:roverj:~_lmt. 

3. Nach einjähriger Arbeit einer Arb;:::i +:sgrupl.l8, die sich 

.mi t der F'l-dge der Zentrali ~ierung des Be schafft..tr.g Si',':; sens 

in meinem Ressort befaßt hat, vlUrde mit 3~JänIler 1972 eine 

Ztmtrale Bei:ichs.fftmgsabteilung des Bundesministeriums für 

Inneres (Abteilw1g 6) ins Leben gerufen. Diese _~bteilung be­

stellt bereits in der ersten Phase nahezu alle Sachgüter der 

Zentralleitung, der Bundespolizei, der Bundesgen-:armerie und 

der Flüchtlingsabteilung mit Ausnahme von technischen Ge­

räten. An eine Erweiterung der Agenden dieser Abteillli~g ist 

gedacht. Eine Verwaltungsvereinfachung und 'Kostenersparnis 

ist zu erwarten. 

In Durchführtmg dieser Haßnahme wurden das Polizeibe­

schaffungsamtund das Gendarmeriebeschaffungsamt aufgelöst 

lli,d in die Zentrale Beschaffungsabteilung eingegliedert. 

4. Das Bundesministerium für Inneres ist stets bemüht, , 

.. 
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den Preisauftriebst8ndenzen entgegenzuvlirken. Besonderes 

Augenmerk wird der Prelsüben·.rachung gewirimeto Die hiebei 

g(;i\Ton!ifmen Unterlagen bilden weitgehend dit; Basis für 

Akti vi täten der Paritätischem Kommission. Obgleich mein 

Wunsch auf eine Verbesserung des Preisreg'.;lungsgesetzes 

1957 vlegon des Widerstandes der ÖVP im P8.rlo.;nent nicht 

dm:~hgesetzt \'lerden lwnr~-t:,e ( jede inhaltliche jmderU1\:?; des 

Preisregelungsgesetzes bedarf aus lwmpetenzrechtlicb.en 

Gründen eine:- Verfassungsbestirfnnu.1'1g ) stellt doch di.e er­

reichte Novellierung des § 3a des en·,;;f;..I~-'.;en GeE:etzes (BGBl. 

Nr. 488/1971) eine verbesserte Gru.'1dlage zur Bekä~pfung 

ungerechtfertigter Preiserhöhungen dar. Der faktische 

Druck auf Außenseiter der \'lirtschaft f sich nunmehr doch 

vor Prej.sernöh"ungen an die Paritätische Kommission zli 

wenden, \'mrde damit verstärkt. 

Ivlit 1. \.Tär..ner 1973 tri·tt das UmsatzsGeuergesetz 1972 
in Kraft. Verschiebungep im Preisgefüge 'w'eh1en unvermeid­

licll sein. Da d.er Hehn'l"ertsteuersatz aufkommensne'.1tral 

errechnet vrurde, könnte sich das Gesamt;>rr.: isni V221.U aber 

nur uni,'!esentlich verände!'r., sofern lee iglioh solche 

Preisänd.9rungen vorgenommen werden, die tatsächlich 

d.urch das Umsatzsteuergesetz 1972 verursacht werdeno Um 

die Preisbewegung bei Einführu..n.g des Mehrwerts-ceuer­

systems weitestmöglich unter Kontrolle zubringen, vrurde 

in Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern da" Prsisbe­

stimmungsgesetz 1972, BGBl.Nr. 271, ausr;':?arbeitet, das 

vor allem "die ordnungsgemä,ße Entlastung" von der bishe­

rigen Umsatzsteuer durchsetzen soll. 

'0 Die Jugendorganisationen lmd andere maßgebliche 

Institutionen fordern bereits seit Jahren, man kann 

sagen seit Jahrzehnten, die Einführlmg eines echten 
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'vlehrersatzdienstes, der außerhalb des Bu..l1desheeres 
geleistet vJerrlcm lwnn. Bisher hat es keine Bundesre­
gierung gewagt, dieses äußerst schwierige, an die 
Wllrzeln der Rechtsphilosophie und Noraltb30logie 
rühr.ende Probl8m in Angriff zu nehmen. Ich habe nun 
den Entwurf einss Zivildienstgesetzes fertigstelIen 
lassen tmd ihn im Juni 1972 dem allgemeinen Begut­
achtungsverfahren. zugeführt. Dieser Entvrurf stellt 
einen Kompromiß z1,'!ischen den Bestrebungen nach \'lei test­
gehender EJ.:;tl::\,sttmg L~es individuellen GeVlj.ssens und 
nach einer möglj.chst umfassenden Beachtung der 
Interessen des Bundesheeres da:::,. Ich hoffe, daß der 

'Entwurf bereits im Herbst 1972 im N?-tionalrat als 
Regierungsvorlage eingebracht werden kann. 

Die in (t.::r Regi2r~lgserkJ..ärung vom 1.5. 11. 1971 
bezüglich des Sicherl-",-:;itswesens angeführten Maßnahmen 
sind inzwischen weitestgehend ver\ürkllcht vlorden: 

1 .. Das Elektronische Kriminalpolizeiliche Informa­
tionssystem (EKIS) ist am 15. 2. 1972 in seiner ersten 
Ausbaustufe für die Kraftfahrzeugfahndung wirksam ge­
worden. In der nachsten Phase werden in den Landeshaupt­
städten echte Landesfahndungszentraleil errichtet, die 
mit Hilfe von Bildschirmgeräten eine Möglichkeit zu einem 
direkten Dialogverkehr mit dem Computer erhalten. In vlei-

, teren Ausbaustufen wird die Personenfahndung in dieses 
System miteinbezogen und mit der laufenden Strafregister­
applikation integrierbar gestaltet. 

2. Erstmalig für das Jahr 1971 "wurde die polizeiliche 
Kriminalstatistik mit Hilfe des Polizeicompu-cers erstellt. 
Hiedurch ergibt sich einA bedeutende Verbesserung in der 
AUS\'lertung d0S statistischen Haterials und eine wesentlich 

genauere Ausgangsbasis .für die Erstellung des Jahr'essichcr-
. / . 

671/AB XIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)4 von 9

www.parlament.gv.at



- ;) -

heitsborichtes, der seinerseits wieder oine verbesserte 
Grundlage für .t-laßnahrnen zur Belcämpfung der Kriminalität 
darstellt. 

3. Der Uhergang zur bargeldlosen Organmandatseinhebung 
fUr besti:runte Verwal-t:unGsübertretungen (Verstöße gegen die 
Parkvorschriften) im Bereich der Bundespolizeidirektton \'lien 
unter Einschaltung der EDV-Anlage ist ebenfalls mit 15.2. 
1972 erfolgt. Die Einzahlung der Strafgelder mit Hilfe 
von "2rlagscheinen hat sich be\"rährt und zu einer \<lF;sent11chen 
Ver .... ;al tungsvere:_:1fachung beigetrqgen. 

4. Der Einsatz der weiblichenStraßenaufsichtsorgane 
im Bereiche der BUl1despolizeidirektion Wien zur Über­
wachung des ruhendE:n Verkehrs' und zur Schulwegsicherlmg 
ist mit 15.12.1971 erfoJgt. Am ersten dreimonatigen Aus­
bildungskurs in der Zeit vom 15.9. b~s 15.12.1971 hatten 
34 Bewerberinnen teilgenommen, an einem weiteren in der 
Zeit vom 20.3. bis 20.6.1972 insgesamt 23 Bewerberinnen. 
Unt8r Berücksichtigung der Abgä.nge ergibt sich per 1.7a 
1972 ein· Iststand von 52 weiblichen St!'aßenaufsichts­
organen. Vier weitere Bewerherinnen stehen zur Zt.d t noch 

. in. Ausbildung. Die Aufstocl~ung des Personalstandes bei 
genügender Zahl von Bewerberinnen auf et'\'ia 150 "leibliche 
Auf::üchtsorgane :.st geplant. 

5Q Außerhalb d_~r Re~:!.e!:y"ngs~rkl~:iJ.ng hat der Arbeits­
kreis 111 (Warn- und Alarmdienst) im RarJ.ll1en der umfassenden 
Landesverteidigung unter Federführung des BundesDlinist~riums 
für .Inneres ein Konzept für die Vlarnung und.Alarrnierung der 
Zivilbevölkerung bei Gefahren erarbeitet, \',elches infolge 
der Übersch..neidul1g von Bundes- und Lar~deskompetenzen im 
Rahmen des Kooperativen Förderalismus mit den.neun Ämtern 
der Landesregierungen koordiniert und am 16. Mai 1972 
vom Ministerrat beschlossen \'lUrde (Pkt 0 6 der TO der 
26. Si tZUJlg, Beschlußprotokoll Punkt 19) • 

. 60 Der Personalmangel bei der Bundessichürheits-
wache zwingt schon seit längerer Zeit zu einer rationelleren 
Diensteinteilung. Die Vorbereitungen zur Abänderung des 
bisherigen "Drei-Gruppen-Dienstes ll sind nunmehr soweit 
gediehen, daß die Personal ve: .. ~ t:r-etung ihr prinzipielles' 

.1. 
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Einverständnis zu VerhandlUIigen mit dem Ziele der Einführung 
eines fünftej.ligen Turnusdienstes gegeben hat. Im l>1onat Juli 
1972 ist bereits die probeweise Einführung des neuen Dienst­
systems bei de:c Sicherhei tS'\'racheabteilung des Bezirks­
polizeikommissariates Schrrit'!lz ur..d bei der Diensthundeabteilung 
erfolgt. Ab Jänner 1973 soll ein neuer Turnusdienst generell 
eingeführt werden, der auf der 42-Stunden-Vloche basiert; 
aber trotzdem mehr Beamte dem effE:ktiven Exekutivdienst 
zuflih~t als der bisherige droiteilige Dienst. Die höhere 
Effekti vi tät des Sicllerhei tsdienstes ,·,rird durch höhere 
Nebengebühren abzugsl ten sein, 'i'/ozu di~ 2L~. Gehal tsgesetz­
novelle die gesetzliche Grundlage bietet. 

7. Zu den Punkten der Regierungserklärung 
a) Zusammenarbei~ mit dem Bundesministerium für 

Landesvertoldigung durch ~chaffung eines soge­
nannten IIHubschY'aubsr-Poolstl, 

b) Berei tstellullg von zwei bis drei Luftfahrzeugen 
(Hubschrau.ber und flächenflugzeuge ) . für die Ver­
kehrsübervo'achung auf den Bundesstraßen in den 
einzelnen BundeslEi.ndern, und 

c) Ausbau dieses Uberwacht:'Ylgssystems .. in' den nächsten 
Jahren: 

wäre zu bemerken, dp-ß der vorgesebene "Hubs.chrauber-Pool" 
eingerichtet werden konnte. Durch die Bereitstellung von 
fallvleise bis zu sechs Hubschraubern des Bundesheeres ist 
es möglich, 1n Zeiten von Verkehrsspitzen in jedem Bundes­
land ca. zwei Luftfahrzeuge einzusetzen und den·Verkehr an den 
kritischen Stellen der 9sterreichischen Bundesstraßen zu 
Uberwachen. 

So ist aus der nachfolgenden Ubersicht zu ersehen, daß 
zu den Pfingstfeiertagen keine Steigerung der Verkehrsunfälle 
eingetreten ist: 
Pfingstverkehr:.:. 197.1. 1972 
Verkehrsunfälle '04-ID1.", 

Personenschaden 689 679 
Verunglückte .1116 1054 
davon Tote 31 22 

.1. 
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Die Anzahl der verkehr:=:>- und ordnungspolizeilichen 

'UbEn'\,lachungsflüge hat gegenüber dem Jahr-=.: 1971 eine 

Steigerung um ca. 120 Stunden erfahren. 

Es \'/ird \,,rei terhin versucht t dieses bC"I','ährte System 

des Hubschrauber-Pools auszubauen lLl1d die Überi'lachtU1g des 

VE:rkehrs aus der Luft zu verstärkeno 

Hinsichtlich der in der RegierungserlGärung ange~ 

kündigten Iv1aßn,ahmen gegen das Jmsteigen der- V/?rkchrsui1fall­

ziffern }:ann das BundesmL~isterium für Inneres nur dl:~"'ch 

die Bei~tellung von ausgebildetem Persona.l und entsprechendem 

Gerät mi t\virken. Eine unmittelbare Einflußnabme auf den 

vcrl'i:ehrspolizeilichen Einsatz ist mit Plcksicht auf die 

Bundesverfassung und die bestehenden Kompetenzen nicht möglich. 
Es obliegt den Ländern, den EÜlsatz der Beamten de:t Bv.ndes­

gendarmerie und der Bundespolizei so anzuordnen, 'daß ein{~ 

größtmögliche \'!irlmng hinsichtlich der Unfall verhütlLYJ.g 

eiatritt. Gemeinsam mit dem Bundesministerium für Handel, 

Gewerbe und Industrie, wird monatlich ein SCh\'lerplL"1.ktprogramm 

für die Exekutive erstellt, das ebenfalls der Unfnlls­

bekämpfung dient. Darüberhinaus \'lerden in Zusammenarbeit 

mit Crganis-ationen; die auf dem Gebiete der Verkehrserzior:ung 

tätig sind, Verkehrserziehungsfilme für ;');l-~ulen llnd spots für 

Fernsehausstrahlungen herg.::stellt. 

80 Was deri Bereich der österr8ichischen Bundesgendarmorie 

betrifft, so wurde die Vollmotorisierung durch Beistellung von 
280 Patrouillenwagen abgeschlossen. Im Zuge ,dieser Ausstattung 

wurde erreicht, daß alle nicht zur Auflassung bestimmten 

Gendarmerieposten zumindest über ein mehrsp\1l'igec Krc:itfahrzeug 

v~rfügten. Inz':lischen vürd laufend versUC~-lt Kraftfahrzeugausfälle 

durch Umschichtungen auszugleichen, sodaß nur ganz wenige, 

nicht zur AuflasslLYJ.g bestimmte kleinere Gendarmerieposten vorüber­

gehend ohne Kraftvmgen sind. 

Hit Stichtag 17. Juli 1972 standen der Bundesgendarmerie 

folgende Kraftfahrzeuge zur Verfügung: 

Pk\<! (Kategorie IIb) ...•• "." ••• 0 0 ••• 0 • 0 • • • • • 9 
Kfz fUr betriebliche Zwecke •...•.•••••••• 0 1.832 

Motorräder mit Beiwagen •••••..••.•..•.••••• 3 
v t "d hn B . ~'lO orra er o~ e el.\·lagen <> 0 • '. , <_ •••••••••••• 

Spezialfahrzeuge r • 0 0 0 0 0 6.e 0 Q • 0 0 4 ~ 0 0 0 0 0 • 0 0 _ 0 

319 
108 
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LKW . 0 • • • • • • 0 • a 0 •• 0 • • 0 0 0 .. • • 0 • • . 1 4 

HFR (Hopeds) •••.•....•.•••.. 1 .627 

Der Austausch c.er Kraftfahrzeuge der Bundesgendarmerie 
in e1.nem 5 jährigen Turnus vlird im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Finanzen voraussichtlich in der 
laufenden Legislat~.r;'Griode erreicht werden. 

16 Gendarmerieposten \'lUi'den seit 5. November 1971 
aufgelassen und mit anderen zu leistungsfähigeren Diens"'.;-

. stellen zusammengelegt. lVIi t 1. Juli 1972 bestanden 
1 .118 Gendarme:.':lopos-ten und 4 Exposituren. Für die Auf­
lassung sind insgesamt noch 96 Gendarmerieposten in Aussicht 
genommen. 

Seit Abgabe der Reg5.erungscrIrJ.ärung wurden -+ neue 
Gendarmerieunterkünfte in bundeseigenen Gebäuden bezogen 
und zwar in: 

Angern a. d. Harch (GeEd.Posten u. 2 Natural\'lohnungen), 
Voitsberg (Bezirksgcnd.Kdoo ID1d Gend.Posten), 
Obervellach (G0nd~Posten) und 
Zell am See (Bezirksg~nd.Kdo.). 

Weiters \'ltJrdcn 23 ?::'9ue Gendarmerieunterkünfte ange-
mietet. 

In BaU sind die Gendarmeriegebäude: 

für das Landesgend.armeriekommando für Steiermark in Gl'az, 
für die Bezirks- und Postenkommande.n in Fürstenfeld, 
Güssing und Tulln f>owiefür den Gendarmerieposten 
Ybbs a. d. Donen:. 

9. Mit dem :'lUnmehr fertiggestellten Entwurf eines 
Meldegesetzes 1972 soll das derzeitige polizeiliche Melde­
wesen einer grundsätz1:i.(;hen Reform unterzogen "/erden •... Der 
gegenständliche Entwurf ~rurde am 27. Juni 1972 vom Ministerrat 
beschlossen und als Regierungsvorlage dem National:roat zur 
geschäftsordnungsmäßigen Behandlung zugeleitet. 

c. 
Abschließend wäre noch darauf zu verweisen, daß sich 

die Neuordnung des Volkszählungs\'lcsens so\'lie die Einführung 
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einer Bevöllmrungsevidenz verblmden mit der Einführung 
eines Personenkeru:zeJchen (nicht in der Regierungser!clärung 
enthalten) dzt. bereits im Planungsstadium befindet. Hit 
der Ausarbeitung d:::,r erforderlichen Gesetzentwürfe wird 
im Laufe des Jahre~ 1973 zu rechnen sein. 

· . 
L;~i~ . 
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